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Mit Datum zum 13. August 2008 
wurde durch das Bundeskabinett 
zunächst ein förmlicher Kabinetts-
beschluss hinsichtlich der geplan-
ten gesetzlichen Änderung von 
Zeitwertkontenmodellen gefasst. 
Das Gesetzesvorhaben kann damit 
die einschlägigen Wege der parla-
mentarischen Beschlussfassung 
beschreiten. Nach dem Willen  
des BMAS soll das Gesetz zum  
1. Januar 2009 in Kraft treten.

Nachdem das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) auf Initi
ative des Koalitionsvertrages der aktu-
ellen Bundesregierung Mitte 2007 mit 
der Reformierung der gesetzlichen 
Grundlagen von Zeitwertkonten begon-
nen hat (siehe V&S 08/2008, Seite 36 
ff.), ist in Fach- und Expertenkreisen 
ungläubiges Staunen entstanden. 
Denn: Mit Vorlage zweier Diskussions- 
und eines Referentenentwurfes zur 
Änderung des Flexi-Gesetzes schien 
der zuständige Gesetzgeber, entgegen 
dem Auftrag des Koalitionsvertrages, 
sämtliche arbeitnehmer- und arbeitge-
berseitigen Vorteile von Zeitwertkonten 
eindämmen zu wollen.

Die aus dem aktuellen Gesetzesbe-
schluss resultierenden wesentlichen 
Änderungsvorhaben gehen überwie-
gend in die richtige Richtung. Allerdings 
besteht weiterer Korrekturbedarf (in 
Klammern sind die entsprechend neu 
vorgesehenen Gesetzesnormen ge-
nannt).

V Klarstellende Definition von Wertgut­
habenvereinbarungen (Paragraf 7 Abs. 
1 a Satz 1; Paragraf 7 b SGB IV): Der 
Gesetzgeber stellt in diesem Zusam-
menhang zustimmend klar, welche Tat
bestandsvoraussetzungen an die Bil-
dung von Wertguthaben zukünftig ge-
stellt werden sollen. Somit erfolgt eine 
klarstellende Abgrenzung von Arbeits-
zeitkonten zur kurzfristigen innerbetrieb-
lichen Arbeitszeitgestaltung und „klas-
sischen“ Zeitwertkonten mit den dem-
entsprechenden sozialversicherungs-
rechtlichen Aufzeichnungspflichten.

V Einbeziehung von geringfügig Be­
schäftigten in die Änderung der Defi­
nition von Wertguthabenvereinbarun­
gen (Paragraf 7 Abs. 1 a Satz 2, Pa­
ragraf 7 b SGB IV): Aufgrund der sich 
veränderten Gesetzeslage im Zusam-
menhang von „Mini-Jobs“, sollen ge-
ringfügig Beschäftigte berechtigterwei-
se in Zukunft ebenfalls die flexiblen 
Möglichkeiten von Zeitwertkonten in 
Anspruch nehmen können.

V Eingrenzung der Führung von Wert-
guthaben als Arbeitsentgeltkonten (Pa-
ragraf 7 d Abs. 1 SGB IV): Wertgutha-
ben sollen in Zukunft nur noch in Geld 
geführt werden dürfen. Für bereits be-
stehende Arbeitszeitkontensysteme, 
die in Zeit geführt werden, wird im neu 
gefassten Paragraf 116 SGB IV ein Be-
standsschutz eingeführt. Für die Praxis 
sinnvoller wäre es, wenn auch zukünf-
tig frei über den Einsatz von Zeit- oder 
Geldkonten entschieden werden könn-
te.

V Gebot der sicheren Anlage von Wert­
guthaben/Anlagerestriktionen (Para­
graf 7 d Abs. 3 SGB IV): Leider offen-
bart der Gesetzgeber weiterhin ein 
erschreckendes Rechtsverständnis im 
Zusammenhang von Wertguthaben: 
Gemäß seiner Gesetzesbegründung 
sind Wertguthaben kein Privateigen-
tum, sondern gehören zu weiten Teilen 
den staatlichen Stellen, sodass eine 
Anlagebeschränkung von gebildeten 
Wertguthaben weiterhin Bestand ha-
ben soll. Zur Erinnerung: Wertguthaben 
sind nicht ausgezahlter Arbeitslohn und 
daher privatwirtschaftliches Eigentum. 
Hierbei jetzt eine Anlagerichtlinie vor-
zuschreiben, die eine Orientierung an 
der Anlagepolitik des Sozialversiche-
rungsträgers vorsieht, grenzt an 
Zwangsverstaatlichung. In einer rechts-
staatlichen Demokratie sollte dies ei-
gentlich undenkbar sein. Daher bleibt 
nur zu hoffen, dass die zuständigen 
Bundestags-Ausschüsse dem Gesetz-
geber noch zum Einlenken verhelfen.

V Konkretisierungen zum Insolvenz­
schutz (Paragraf 7 e SGB IV): Lobend 

gilt in diesem Zusammenhang zu er-
wähnen, dass der Gesetzgeber seine 
Fehlmeinung aufgegeben hat und auch 
zukünftig eine schuldrechtliche Insol-
venzsicherung von Wertguthaben über 
Pfandrechtslösungen zulassen möchte. 
Rechtlich nicht akzeptabel ist jedoch 
weiterhin, dass der Gesetzgeber den 
fiktiven Arbeitgeber-Sozialversicherungs
anteil zum Wertguthaben zählen möch-
te, sodass Arbeitgeber gegebenenfalls 
ihr zivilrechtliches Eigentum verlieren 
könnten. Der Gesetzgeber sollte eine 
allgemein annehmbare Definition des 
Begriffes „Wertguthaben“ vorgeben.

V Übertragungsmöglichkeit von Wert­
guthaben auf die Deutsche Renten­
versicherung Bund ohne Rückübertra­
gungsanspruch (Paragraf 7 f SGB IV): 
Man stelle sich, neben der unzurei-
chenden Wertentwicklung bei Anlagen 
der Deutsche Rentenversicherung 
Bund (DRV), folgende Konstellation 
vor: Ein 35-jähriger Arbeitnehmer sam-
melt innerhalb von fünf Jahren 50000 
Euro Wertguthaben an und wechselt 
im Anschluss den Arbeitgeber. Über-
nimmt der neue Arbeitgeber sein Wert-
guthaben nicht, so hätte dies eine 
Übertragung von Wertguthaben, zur 
Vermeidung eines steuerbaren und 
sozialversicherungspflichtigen Zuflus-
ses, auf die DRV zur Folge. Bei einem 
erneuten Arbeitgeberwechsel wäre in-
des keine Fortführung des bestehen-
den Wertguthabens möglich. Der Ar-
beitnehmer hat also vorläufig keine 
Zugriffsmöglichkeit mehr auf „sein“ 
Eigentum. Hier sind die jeweiligen Be-
teiligten dringend aufgerufen diesen 
Spuk zu beenden.

Fazit: Es bleibt noch einiges zu tun für 
alle Beteiligten, um die dringend be-
nötigte Zukunftssicherung von Zeitwert-
kontenlösungen zu gewährleisten.
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